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ACQM GmbH Verkaufsbedingungen Stand: 23.12.2020  
 

Artikel I: Allgemeine Bestimmungen 

1. Für die Rechtsbeziehungen zwischen Lieferer und Besteller im Zusammenhang mit den 
Lieferungen und/oder Leistungen des Lieferers (im Folgenden: Lieferungen) gelten ausschließlich 

diese GL. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Bestellers gelten nur insoweit, als der Lieferer ihnen 
ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Für den Umfang der Lieferungen sind die beiderseitigen 

übereinstimmenden schriftlichen Erklärungen maßgebend. 

2.  An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen (im Folgenden: Unterlagen) 
behält sich der Lieferer seine eigentums- und urheberrechtlichen Nutzungs- und Verwertungsrechte 
uneingeschränkt vor. Die Unterlagen dürfen nur nach vorheriger Zustimmung des Lieferers Dritten 

zugänglich gemacht werden und sind, wenn der Auftrag dem Lieferer nicht erteilt wird, diesem auf 
Verlangen unverzüglich zurückzugeben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen des 

Bestellers; diese dürfen jedoch solchen Dritten zugänglich gemacht werden, denen der Lieferer 
zulässigerweise Lieferungen übertragen hat. 

3.  An Standardsoftware und Firmware hat der Besteller das nicht ausschließliche Recht zur Nutzung 

mit den vereinbarten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den vereinbarten Geräten. Der 
Besteller darf ohne ausdrückliche Vereinbarung eine Sicherungskopie der Standardsoftware erstellen. 

4.  Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Besteller zumutbar sind. 

5.  Der Begriff „Schadensersatzansprüche“ in diesen GL umfasst auch Ansprüche auf Ersatz 

vergeblicher Aufwendungen. 

Artikel II: Preise, Zahlungsbedingungen und Aufrechnung 

1.  Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden 
gesetzlichen Umsatzsteuer. 

2. Hat der Lieferer die Aufstellung oder Montage übernommen und ist nicht etwas anderes vereinbart, 

so trägt der Besteller neben der vereinbarten Vergütung alle erforderlichen Nebenkosten wie Reise- 
und Transportkosten sowie Auslösungen. 

3. Zahlungen sind frei Zahlstelle des Lieferers zu leisten. 

4. Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 
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Artikel III: Eigentumsvorbehalt 

1. Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben Eigentum des Lieferers bis zur 
Erfüllung sämtlicher ihm gegen den Besteller aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche. 

Soweit der Wert aller Sicherungsrechte, die dem Lieferer zustehen, die Höhe aller gesicherten 
Ansprüche um mehr als 20 % übersteigt, wird der Lieferer auf Wunsch des Bestellers einen 

entsprechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben; dem Lieferer steht die Wahl bei der Freigabe 
zwischen verschiedenen Sicherungsrechten zu. 

2. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Besteller eine Verpfändung oder 
Sicherungsübereignung untersagt und die Weiterveräußerung nur Wiederverkäufern im gewöhnlichen 

Geschäftsgang und nur unter der Bedingung gestattet, dass der Wiederverkäufer von seinem Kunden 
Bezahlung erhält oder den Vorbehalt macht, dass das Eigentum auf den Kunden erst übergeht, wenn 

dieser seine Zahlungsverpflichtungen erfüllt hat. 

3. Veräußert der Besteller Vorbehaltsware weiter, so tritt er bereits jetzt seine künftigen Forderungen 
aus der Weiterveräußerung gegen seine Kunden mit allen Nebenrechten – einschließlich etwaiger 

Saldoforderungen – sicherungshalber an den Lieferer ab, ohne dass es weiterer besonderer 
Erklärungen bedarf. Wird die Vorbehaltsware zusammen mit anderen Gegenständen weiter veräußert, 
ohne dass für die Vorbehaltsware ein Einzelpreis vereinbart wurde, so tritt der Besteller denjenigen 

Teil der Gesamtpreisforderung an den Lieferer ab, der dem vom Lieferer in Rechnung gestellten Preis 
der Vorbehaltsware entspricht. 

4. a)  Dem Besteller ist es gestattet, die Vorbehaltsware zu verarbeiten oder mit anderen 

Gegenständen zu vermischen oder zu verbinden. Die Verarbeitung erfolgt für den Lieferer. Der 
Besteller verwahrt die dabei entstehende neue Sache für den Lieferer mit der Sorgfalt eines 

ordentlichen Kaufmanns. Die neue Sache gilt als Vorbehaltsware. 

 b) Lieferer und Besteller sind sich bereits jetzt darüber einig, dass bei Verbindung oder Vermischung 
mit anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen dem Lieferer in jedem Fall Miteigentum an 
der neuen Sache in Höhe des Anteils zusteht, der sich aus dem Verhältnis des Wertes der 

verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware zum Wert der übrigen Ware zum Zeitpunkt der 
Verbindung oder Vermischung ergibt. Die neue Sache gilt insoweit als Vorbehaltsware. 

 c) Die Regelung über die Forderungsabtretung nach Nr. 3 gilt auch für die neue Sache. Die Abtretung 

gilt jedoch nur bis zur Höhe des Betrages, der dem vom Lieferer in Rechnung gestellten Wert der 
verarbeiteten, verbundenen oder vermischten Vorbehaltsware entspricht. 

 d) Verbindet der Besteller die Vorbehaltsware mit Grundstücken oder beweglichen Sachen, so tritt er, 

ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die ihm als Vergütung 
für die Verbindung zusteht, mit allen Nebenrechten sicherungshalber in Höhe des Verhältnisses des 
Wertes der verbundenen Vorbehaltsware zu den übrigen verbundenen Waren zum Zeitpunkt der 

Verbindung an den Lieferer ab. 

5. Bis auf Widerruf ist der Besteller zur Einziehung abgetretener Forderungen aus der 
Weiterveräußerung befugt. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, insbesondere bei Zahlungsverzug, 

Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest oder begründeten 
Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende Zahlungsunfähigkeit des Bestellers, ist der 

Lieferer berechtigt, die Einziehungsermächtigung des Bestellers zu widerrufen. Außerdem kann der 
Lieferer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung einer angemessenen Frist die 
Sicherungsabtretung offenlegen, die abgetretenen Forderungen verwerten sowie die Offenlegung der 

Sicherungsabtretung durch den Besteller gegenüber dem Kunden verlangen. 

6. Bei Pfändungen, Beschlagnahmen oder sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der 
Besteller den Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen. Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten 

Interesses hat der Besteller dem Lieferer unverzüglich die zur Geltendmachung seiner Rechte gegen 
den Kunden erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 
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7.  Bei Pflichtverletzungen des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer nach 

erfolglosem Ablauf einer dem Besteller gesetzten angemessenen Frist zur Leistung neben der 
Rücknahme auch zum Rücktritt berechtigt; die gesetzlichen Bestimmungen über die Entbehrlichkeit 

einer Fristsetzung bleiben unberührt. Der Besteller ist zur Herausgabe verpflichtet. In der Rücknahme 
bzw. der Geltendmachung des Eigentumsvorbehaltes oder der Pfändung der Vorbehaltsware durch 
den Lieferer liegt kein Rücktritt vom Vertrag, es sei denn, der Lieferer hätte dies ausdrücklich erklärt. 

Artikel IV: Fristen für Lieferungen; Verzug 

1.  Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom 
Besteller zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und Freigaben, insbesondere von 
Plänen, sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen 

durch den Besteller voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich 
die Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn der Lieferer die Verzögerung zu vertreten hat. 

2.  Ist die Nichteinhaltung der Fristen zurückzuführen auf 

 a)  höhere Gewalt, z. B. Mobilmachung, Krieg, Terrorakte, Aufruhr, oder ähnliche Ereignisse (z. B. 

Streik, Aussperrung), 

 b) Virus- und sonstige Angriffe Dritter auf das IT-System des Lieferers, soweit diese trotz Einhaltung 
der bei Schutzmaßnahmen üblichen Sorgfalt erfolgten, 

 c) Hindernisse aufgrund von deutschen, US-amerikanischen sowie sonstigen anwendbaren 

nationalen, EU- oder internationalen Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts oder aufgrund sonstiger 
Umstände, die vom Lieferer nicht zu vertreten sind, oder 

 d) nicht rechtzeitige oder ordnungsgemäße Belieferung des Lieferers, verlängern sich die Fristen 

angemessen. 

3.  Kommt der Lieferer in Verzug, kann der Besteller – sofern er glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein 
Schaden entstanden ist – eine Entschädigung für jede vollendete Woche des Verzuges von je 0,5 %, 

insgesamt jedoch höchstens 5 % des Preises für den Teil der Lieferungen verlangen, der wegen des 
Verzuges nicht zweckdienlich verwendet werden konnte. 

4.  Sowohl Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzögerung der Lieferung als auch 

Schadensersatzansprüche statt der Leistung, die über die in Nr. 3 genannten Grenzen hinausgehen, 
sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf einer dem Lieferer etwa gesetzten Frist 
zur Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben 

Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet 
wird. Vom Vertrag kann der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen nur zurücktreten, 

soweit die Verzögerung der Lieferung vom Lieferer zu vertreten ist. Eine Änderung der Beweislast 
zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

5.  Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers innerhalb einer angemessenen Frist zu 
erklären, ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Lieferung 

besteht. 

6.  Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des Bestellers um mehr als einen Monat nach 
Anzeige der Versandbereitschaft verzögert, kann dem Besteller für jeden weiteren angefangenen 

Monat Lagergeld in Höhe von 0,5 % des Preises der Gegenstände der Lieferungen, höchstens jedoch 
insgesamt 5 %, berechnet werden. Der Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten bleibt den 

Vertragsparteien unbenommen. 
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Artikel V: Gefahrübergang 

1. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung wie folgt auf den Besteller über: 

 a)  bei Lieferung ohne Aufstellung oder Montage, wenn sie zum Versand gebracht oder abgeholt 
worden ist. Auf Wunsch und Kosten des Bestellers wird die Lieferung vom Lieferer gegen die üblichen 

Transportrisiken versichert; 

 b)  bei Lieferung mit Aufstellung oder Montage am Tage der Übernahme in eigenen Betrieb oder, 
soweit vereinbart, nach erfolgreichem Probebetrieb. 

2. Wenn der Versand, die Zustellung, der Beginn, die Durchführung der Aufstellung oder Montage, die 

Übernahme in eigenen Betrieb oder der Probebetrieb aus vom Besteller zu vertretenden Gründen 
verzögert wird oder der Besteller aus sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht die 

Gefahr auf den Besteller über. 

Artikel VI: Aufstellung und Montage 

 Für die Aufstellung und Montage gelten, soweit nichts anderes schriftlich vereinbart ist, folgende 
Bestimmungen: 

1.  Der Besteller hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig zu stellen: 

 a)  alle Erd-, Bau- und sonstigen branchenfremden Neben- arbeiten einschließlich der dazu 

benötigten Fach- und Hilfskräfte, Baustoffe und Werkzeuge; 

 b)  die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe, wie 
Gerüste, Hebezeuge und andere Vorrichtungen, Brennstoffe und Schmiermittel; 

 c)  Energie und Wasser an der Verwendungsstelle einschließlich der Anschlüsse, Heizung und 

Beleuchtung; 

 d)  bei der Montagestelle für die Aufbewahrung der Maschinenteile, Apparaturen, Materialien, 
Werkzeuge usw. genügend große, geeignete, trockene und verschließbare Räume und für das 

Montagepersonal angemessene Arbeits- und Aufenthaltsräume einschließlich den Umständen 
angemessener sanitärer Anlagen; im Übrigen hat der Besteller zum Schutz des Besitzes des Lieferers 
und des Montagepersonals auf der Baustelle die Maßnahmen zu treffen, die er zum Schutz des 

eigenen Besitzes ergreifen würde; 

 e)  Schutzkleidung und Schutzvorrichtungen, die infolge besonderer Umstände der Montagestelle 
erforderlich sind. 

2. Vor Beginn der Montagearbeiten hat der Besteller die nötigen Angaben über die Lage verdeckt 

geführter Strom-, Gas-, Wasserleitungen oder ähnlicher Anlagen sowie die erforderlichen statischen 
Angaben unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 

3. Vor Beginn der Aufstellung oder Montage müssen sich die für die Aufnahme der Arbeiten 

erforderlichen Beistellungen und Gegenstände an der Aufstellungs- oder Montagestelle befinden und 
alle Vorarbeiten vor Beginn des Aufbaues so weit fortgeschritten sein, dass die Aufstellung oder 

Montage vereinbarungsgemäß begonnen und ohne Unterbrechung durchgeführt werden kann. 
Anfuhrwege und der Aufstellungs- oder Montageplatz müssen geebnet und geräumt sein. 

4. Verzögern sich die Aufstellung, Montage oder Inbetriebnahme durch nicht vom Lieferer zu 
vertretende Umstände, so hat der Besteller in angemessenem Umfang die Kosten für Wartezeit und 

zusätzlich erforderliche Reisen des Lieferers oder des Montagepersonals zu tragen. 

5.  Der Besteller hat dem Lieferer wöchentlich die Dauer der Arbeitszeit des Montagepersonals sowie 
die Beendigung der Aufstellung, Montage oder Inbetriebnahme unverzüglich zu bescheinigen. 
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6. Verlangt der Lieferer nach Fertigstellung die Abnahme der Lieferung, so hat sie der Besteller 
innerhalb von zwei Wochen vorzunehmen. Der Abnahme steht es gleich, wenn der Besteller die 

Zweiwochenfrist verstreichen lässt oder wenn die Lieferung – gegebenenfalls nach Abschluss einer 
vereinbarten Testphase – in Gebrauch genommen worden ist. 

Artikel VII: Entgegennahme 

Der Besteller darf die Entgegennahme von Lieferungen wegen unerheblicher Mängel nicht 

verweigern. 

Artikel VIII: Sachmängel 

Für Sachmängel haftet der Lieferer wie folgt: 

1.  Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach Wahl des Lieferers unentgeltlich nachzubessern, 
neu zu liefern oder neu zu erbringen, die einen Sachmangel aufweisen, sofern dessen Ursache 

bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 

2.  Ansprüche auf Nacherfüllung verjähren in 12 Monaten ab gesetzlichem Verjährungsbeginn; 
Entsprechendes gilt für Rücktritt und Minderung. Diese Frist gilt nicht: - soweit das Gesetz gemäß §§ 

438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bauwerke) und 634a Abs. 1 Nr. 2 (Baumängel) BGB 
längere Fristen vorschreibt, - bei Vorsatz, - bei arglistigem Verschweigen des Mangels, sowie - bei 
Nichteinhaltung einer Beschaffenheitsgarantie. Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers gemäß § 

445a BGB (Rückgriff des Verkäufers) verjähren ebenfalls in 12 Monaten ab gesetzlichem 
Verjährungsbeginn, vorausgesetzt der letzte Vertrag in der Lieferkette ist kein Verbrauchsgüterkauf. 

Die gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn der Fristen bleiben 
unberührt. 

3.  Mängelrügen des Bestellers haben unverzüglich schriftlich zu erfolgen. 

4.  Bei Mängelansprüchen dürfen Zahlungen des Bestellers in einem Umfang zurückbehalten werden, 

die in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln stehen. Ein 
Zurückbehaltungsrecht des Bestellers besteht nicht, wenn seine Mängelansprüche verjährt sind. 

Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, ist der Lieferer berechtigt, die ihm entstandenen Aufwendungen 
vom Besteller ersetzt zu verlangen. 

5.  Dem Lieferer ist Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. 

6.  Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller – unbeschadet etwaiger 

Schadensersatzansprüche gemäß Nr. 10 – vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 

7.  Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten 
Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung 
oder Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, 

übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel, mangelhafter Bauarbeiten, ungeeigneten 
Baugrundes oder die aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht 

vorausgesetzt sind, sowie bei nicht reproduzierbaren Softwarefehlern. Werden vom Besteller oder von 
Dritten unsachgemäß Änderungen, Ein-/Ausbau- oder Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so 
bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 

8.  Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen 
sind insoweit ausgeschlossen, als die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der 
Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als die Niederlassung des Bestellers verbracht worden 

ist, es sei denn, die Verbringung entspricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. Dies gilt 
entsprechend für Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers gemäß § 445a BGB (Rückgriff des 

Verkäufers), vorausgesetzt der letzte Vertrag in der Lieferkette ist kein Verbrauchsgüterkauf. 
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9.  Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen den Lieferer gemäß § 445a BGB (Rückgriff des 

Verkäufers) bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen 
Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat.  

10. Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. Dies 

gilt nicht bei arglistigem Verschweigen des Mangels, bei Nichteinhaltung einer 
Beschaffenheitsgarantie, bei Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und bei einer 

vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Lieferers. Eine Änderung der Beweislast 
zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. Weitergehende 
oder andere als in diesem Art. VIII geregelten Ansprüche des Bestellers wegen eines Sachmangels 

sind ausgeschlossen. 

Artikel IX: Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte; Rechtsmängel 

1.  Sofern nicht anders vereinbart, ist der Lieferer verpflichtet, die Lieferung lediglich im Land des 
Lieferorts ohne Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter (im 

Folgenden: Schutzrechte) zu erbringen. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung von Schutzrechten 
durch vom Lieferer erbrachte, vertragsgemäß genutzte Lieferungen gegen den Besteller berechtigte 

Ansprüche erhebt, haftet der Lieferer gegenüber dem Besteller innerhalb der in Art. VIII Nr. 2 
bestimmten Frist wie folgt: 

a)  Der Lieferer wird nach seiner Wahl auf seine Kosten für die betreffenden Lieferungen entweder ein 
Nutzungsrecht erwirken, sie so ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, oder austauschen. Ist 

dies dem Lieferer nicht zu angemessenen Bedingungen möglich, stehen dem Besteller die 
gesetzlichen Rücktritts- oder Minderungsrechte zu. 

 b)  Die Pflicht des Lieferers zur Leistung von Schadensersatz richtet sich nach Art. XII. 

 c)  Die vorstehend genannten Verpflichtungen des Lieferers bestehen nur, soweit der Besteller den 

Lieferer über die vom Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich schriftlich verständigt, eine 
Verletzung nicht anerkennt und dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen 

vorbehalten bleiben. Stellt der Besteller die Nutzung der Lieferung aus Schadensminderungs- oder 
sonstigen wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit der 

Nutzungseinstellung kein Anerkenntnis einer Schutzrechtsverletzung verbunden ist. 

2.  Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten 
hat. 

3.  Ansprüche des Bestellers sind ferner ausgeschlossen, soweit die Schutzrechtsverletzung durch 

spezielle Vorgaben des Bestellers, durch eine vom Lieferer nicht voraussehbare Anwendung oder 
dadurch verursacht wird, dass die Lieferung vom Besteller verändert oder zusammen mit nicht vom 
Lieferer gelieferten Produkten eingesetzt wird. 

4.  Im Falle von Schutzrechtsverletzungen gelten für die in  

 Nr.1a) geregelten Ansprüche des Bestellers im Übrigen die Bestimmungen des Art. VIII Nr. 4, 5, 8 

und 9 entsprechend. 

5.  Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestimmungen des Art. VIII entsprechend. 

6.  Weitergehende oder andere als die in diesem Art. IX geregelten Ansprüche des Bestellers gegen 
den Lieferer und dessen Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsmangels sind ausgeschlossen. 

Artikel X: Erfüllungsvorbehalt 

1.  Die Vertragserfüllung steht unter dem Vorbehalt, dass keine Hindernisse aufgrund von deutschen, 
US-amerikanischen sowie sonstigen anwendbaren nationalen, EU- oder internationalen Vorschriften 
des Außenwirtschaftsrechts sowie keine Embargos oder sonstige Sanktionen entgegenstehen. 

2.  Der Besteller ist verpflichtet, alle Informationen und Unterlagen beizubringen, die für die Ausfuhr, 
Verbringung bzw. Einfuhr benötigt werden. 
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Artikel XI: Unmöglichkeit; Vertragsanpassung 

1.  Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, es 

sei denn, dass der Lieferer die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. Jedoch beschränkt sich der 
Schadensersatzanspruch des Bestellers auf 10 % des Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der 

wegen der Unmöglichkeit nicht zweckdienlich verwendet werden kann. Diese Beschränkung gilt nicht, 
soweit in Fällen des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird; eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers 
ist hiermit nicht verbunden. Das Recht des Bestellers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 

2.  Sofern Ereignisse im Sinne von Art. IV Nr. 2 a) bis c) die wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt 
der Lieferung erheblich verändern oder auf den Betrieb des Lieferers erheblich einwirken, wird der 

Vertrag unter Beachtung von Treu und Glauben angemessen angepasst. Soweit dies wirtschaftlich 
nicht vertretbar ist, steht dem Lieferer das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Gleiches gilt, wenn 

erforderliche Ausfuhrgenehmigungen nicht erteilt werden oder nicht nutzbar sind. Will er von diesem 
Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so hat er dies nach Erkenntnis der Tragweite des Ereignisses 

unverzüglich dem Besteller mitzuteilen und zwar auch dann, wenn zunächst mit dem Besteller eine 
Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. 

Artikel XII: Sonstige Schadensersatzansprüche 

1.  Soweit nicht anderweitig in diesen GL geregelt, sind Schadensersatzansprüche des Bestellers, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus dem 

Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, ausgeschlossen. 

2. Dies gilt nicht, soweit wie folgt gehaftet wird: 

 a) nach dem Produkthaftungsgesetz, 

 b) bei Vorsatz, 

 c)  bei grober Fahrlässigkeit von Inhabern, gesetzlichen Vertretern oder leitenden Angestellten, 

 d) bei Arglist, 

 e) bei Nichteinhaltung einer übernommenen Garantie, 

 f)  wegen der schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder 

 g)  wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 

 Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht ein anderer der vorgenannten 
Fälle vorliegt. 

3. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden. 

Artikel XIII: Gerichtsstand und anwendbares Recht 

1.  Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller Kaufmann ist, bei allen aus dem Vertragsverhältnis 
unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten der Sitz des Lieferers. Der Lieferer ist jedoch 

auch berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 

2.  Dieser Vertrag einschließlich seiner Auslegung unterliegt deutschem Recht unter Ausschluss des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 
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Artikel XIV: Verbindlichkeit des Vertrages 

 Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in seinen übrigen 
Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine unzumutbare Härte für 

eine Partei darstellen würde. 
 

 
Quelle: 

Allgemeine Lieferbedingungen  

für Erzeugnisse und Leistungen der Elektroindustrie  („Grüne Lieferbedingungen“ – GL) 

zur Verwendung im Geschäftsverkehr gegenüber Unternehmern 

Unverbindliche Konditionenempfehlung des ZVEI - Zentralverband Elektrotechnik- und 

Elektronikindustrie e. V. 

Stand: Januar 2018 
 

 
 
 

 
 

 
 

Berchtesgaden den,  23.12.2020 
ACQM GmbH 
Bergwerksstraße 89 

D-83471 Berchtesgaden 
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1. Allgemeine Grundlagen / Geltungsbereich 
 
1.1 Für sämtliche Rechtsgeschäfte zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer 

(Unternehmensberater) gelten ausschließlich diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Maßgeblich 
ist jeweils die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültige Fassung. 

 
1.2 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für alle künftigen Vertragsbeziehungen, 
somit auch dann, wenn bei Zusatzverträgen darauf nicht ausdrücklich hingewiesen wird. 

 
1.3 Entgegenstehende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers sind ungültig, es sei 

denn, diese werden vom Auftragnehmer (Unternehmensberater) ausdrücklich schriftlich anerkannt. 
 
1.4 Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

unwirksam sein und/oder werden sollten, berührt dies die Wirksamkeit der verbleibenden 
Bestimmungen und der unter ihrer Zugrundelegung geschlossenen Verträge nicht. Die unwirksame ist 

durch eine wirksame Bestimmung, die ihr dem Sinn und wirtschaftlichen Zweck nach am nächsten 
kommt, zu ersetzen. 
 

2. Umfang des Beratungsauftrages / Stellvertretung 
 
2.1 Der Umfang eines konkreten Beratungsauftrages wird im Einzelfall vertraglich vereinbart. 

 
2.2 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist berechtigt, die ihm obliegenden Aufgaben ganz 
oder teilweise durch Dritte erbringen zu lassen. Die Bezahlung des Dritten erfolgt ausschließlich durch 

den Auftragnehmer (Unternehmensberater) selbst. Es entsteht kein wie immer geartetes direktes 
Vertragsverhältnis zwischen dem Dritten und dem Auftraggeber. 

 
2.3 Der Auftraggeber verpflichtet sich, während sowie bis zum Ablauf von drei Jahren nach 
Beendigung dieses Vertragsverhältnisses keine wie immer geartete Geschäftsbeziehung zu Personen 

oder Gesellschaften einzugehen, deren sich der Auftragnehmer (Unternehmensberater) zur Erfüllung 
seiner vertraglichen Pflichten bedient. Der Auftraggeber wird diese Personen und Gesellschaften 

insbesondere nicht mit solchen oder ähnlichen Beratungsleistungen beauftragen, die auch der 
Auftragnehmer (Unternehmensberater) anbietet. 
  

3. Aufklärungspflicht des Auftraggebers / Vollständigkeitserklärung 
 
3.1 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass die organisatorischen Rahmenbedingungen bei Erfüllung 

des Beratungsauftrages an seinem Geschäftssitz ein möglichst ungestörtes, dem raschen Fortgang des 
Beratungsprozesses förderliches Arbeiten erlauben. 
 

3.2 Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer (Unternehmensberater) auch über vorher 
durchgeführte und/oder laufende Beratungen – auch auf anderen Fachgebieten – umfassend 

informieren. 
 
3.3 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass dem Auftragnehmer (Unternehmensberater) auch ohne 

dessen besondere Aufforderung alle für die Erfüllung und Ausführung des Beratungsauftrages 
notwendigen Unterlagen zeitgerecht vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen 

Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Beratungsauftrages von Bedeutung sind. Dies gilt 
auch für alle Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des Beraters bekannt 
werden. 

3.4 Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die gesetzlich vorgesehene und 
gegebenenfalls eingerichtete Arbeitnehmervertretung (Betriebsrat) bereits vor Beginn der Tätigkeit des 

Auftragnehmers (Unternehmensberaters) von dieser informiert werden. 
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4. Sicherung der Unabhängigkeit 
 

4.1 Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. 
 
4.2 Die Vertragspartner verpflichten sich gegenseitig, alle Vorkehrungen zu treffen, die geeignet 

sind, die Gefährdung der Unabhängigkeit der beauftragten Dritten und Mitarbeiter des Auftragnehmers 
(Unternehmensberaters) zu verhindern. Dies gilt insbesondere für Angebote des Auftraggebers auf 

Anstellung bzw. der Übernahme von Aufträgen auf eigene Rechnung. 
 
5. Berichterstattung / Berichtspflicht 
 

5.1 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) verpflichtet sich, über seine Arbeit, die seiner 
Mitarbeiter und gegebenenfalls auch die beauftragter Dritter dem Arbeitsfortschritt entsprechend dem 

Auftraggeber Bericht zu erstatten. 
 
5.2 Den Schlussbericht erhält der Auftraggeber in angemessener Zeit, d.h. zwei bis vier Wochen, 

je nach Art des Beratungsauftrages nach Abschluss des Auftrages.  
 

5.3 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist bei der Herstellung des vereinbarten Werkes 
weisungsfrei, handelt nach eigenem Gutdünken und in eigener Verantwortung. Er ist an keinen 
bestimmten Arbeitsort und keine bestimmte Arbeitszeit gebunden. 

 
6. Schutz des geistigen Eigentums 
 

6.1 Die Urheberrechte an den vom Auftragnehmer (Unternehmensberater) und seinen Mitarbeitern 
und beauftragten Dritten geschaffenen Werke (insbesondere Anbote, Berichte, Analysen, Gutachten, 
Organisationspläne, Programme, Leistungsbeschreibungen, Entwürfe, Berechnungen, Zeichnungen, 

Datenträger etc.) verbleiben beim Auftragnehmer  (Unternehmensberater). Sie dürfen vom Auftraggeber 
während und nach Beendigung des Vertragsverhältnisses ausschließlich für vom Vertrag umfasste 

Zwecke verwendet werden. Der Auftraggeber ist insofern nicht berechtigt, das Werk (die Werke) ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Auftragnehmers (Unternehmensberaters) zu vervielfältigen und/oder zu 
verbreiten. Keinesfalls entsteht durch eine unberechtigte Vervielfältigung/Verbreitung des Werkes eine 

Haftung des Auftragnehmers (Unternehmensberaters) – insbesondere etwa für die Richtigkeit des 
Werkes – gegenüber Dritten. 

 
6.2 Der Verstoß des Auftraggebers gegen diese Bestimmungen berechtigt den Auftragnehmer 
(Unternehmensberater) zur sofortigen vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses und zur 

Geltendmachung anderer gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auf Unterlassung und/oder 
Schadenersatz. 

 
7. Gewährleistung 
 
7.1 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist ohne Rücksicht auf ein Verschulden berechtigt 

und verpflichtet, bekannt werdende Unrichtigkeiten und Mängel an seiner Leistung zu beheben. Er wird 
den Auftraggeber hievon unverzüglich in Kenntnis setzen.  

 
7.2 Dieser Anspruch des Auftraggebers erlischt nach sechs Monaten nach Erbringen der jeweiligen 
Leistung. 

 
8. Haftung / Schadenersatz 
 
8.1 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) haftet dem Auftraggeber für Schäden – 

ausgenommen für Personenschäden - nur im Falle groben Verschuldens (Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit). Dies gilt sinngemäß auch für Schäden, die auf vom Auftragnehmer beigezogene Dritte 

zurückgehen.  
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8.2 Schadenersatzansprüche des Aufraggebers können nur innerhalb von sechs Monaten ab 

Kenntnis von Schaden und Schädiger, spätestens aber innerhalb von drei Jahren nach dem 
anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden.  

 
8.3 Der Auftraggeber hat jeweils den Beweis zu erbringen, dass der Schaden auf ein Verschulden 
des Auftragnehmers zurückzuführen ist. 

 
8.4 Sofern der Auftragnehmer (Unternehmensberater) das Werk unter Zuhilfenahme Dritter erbringt 

und in diesem Zusammenhang Gewährleistungs- und/oder Haftungsansprüche gegenüber diesen 
Dritten entstehen, tritt der Auftragnehmer (Unternehmensberater) diese Ansprüche an den Auftraggeber 

ab. Der Auftraggeber wird sich in diesem Fall vorrangig an diese Dritten halten. 
 
9. Geheimhaltung / Datenschutz 

 
9.1 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) verpflichtet sich zu unbedingtem Stillschweigen 

über alle ihm zur Kenntnis gelangenden geschäftlichen Angelegenheiten, insbesondere Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse sowie jedwede Information, die er über Art, Betriebsumfang und praktische 
Tätigkeit des Auftraggebers erhält. 

 
9.2 Weiters verpflichtet sich der Auftragnehmer (Unternehmensberater), über den gesamten Inhalt 

des Werkes sowie sämtliche Informationen und Umstände, die ihm im Zusammenhang mit der 
Erstellung des Werkes zugegangen sind, insbesondere auch über die Daten von Klienten des 
Auftraggebers, Dritten gegenüber Stillschweigen zu bewahren. 

 
9.3 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist von der Schweigepflicht gegenüber allfälligen 

Gehilfen und Stellvertretern, denen er sich bedient, entbunden. Er hat die Schweigepflicht aber auf diese 
vollständig zu überbinden und haftet für deren Verstoß gegen die Verschwiegenheitsverpflichtung wie 

für einen eigenen Verstoß. 
 
9.4 Die Schweigepflicht reicht unbegrenzt auch über das Ende dieses Vertragsverhältnisses 

hinaus. Ausnahmen bestehen im Falle gesetzlich vorgesehener Aussageverpflichtungen. 
 

9.5 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist berechtigt, ihm anvertraute personenbezogene 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses zu verarbeiten. Der Auftraggeber 
leistet dem Auftragnehmer Gewähr, dass hiefür sämtliche erforderlichen Maßnahmen insbesondere 

jene im Sinne des Datenschutzgesetzes, wie etwa Zustimmungserklärungen der Betroffenen, getroffen 
worden sind. 

 
10. Honorar 
 
10.1 Nach Vollendung des vereinbarten Werkes erhält der Auftragnehmer (Unternehmensberater) 

ein Honorar gemäß der Vereinbarung zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer 
(Unternehmensberater). Der Auftragnehmer (Unternehmens-berater) ist berechtigt, dem 

Arbeitsfortschritt entsprechend Zwischenabrechnungen zu legen und dem jeweiligen Fortschritt 
entsprechende Akonti zu verlangen. Das Honorar ist jeweils mit Rechnungslegung durch den 
Auftragnehmer fällig. 

 
10.2 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) wird jeweils eine zum Vorsteuerabzug 

berechtigende Rechnung mit allen gesetzlich erforderlichen Merkmalen ausstellen. 
 
10.3 Anfallende Barauslagen, Spesen, Reisekosten, etc. sind gegen Rechnungslegung des 

Auftragnehmers (Unternehmensberaters) vom Auftraggeber zusätzlich zu ersetzen, oder in Rechnung 
wie in Punkt 10.2 beschrieben zu stellen. 

 
10.4 Unterbleibt die Ausführung des vereinbarten Werkes aus Gründen, die auf Seiten des 
Auftraggebers liegen, oder aufgrund einer berechtigten vorzeitigen Beendigung des 
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Vertragsverhältnisses durch den Auftragnehmer (Unternehmensberater), so behält der Auftragnehmer 

(Unternehmensberater) den Anspruch auf Zahlung des gesamten vereinbarten Honorars abzüglich 
ersparter Aufwendungen. Im Falle der Vereinbarung eines Stundenhonorars ist das Honorar für jene 

Stundenanzahl, die für das gesamte vereinbarte Werk zu erwarten gewesen ist, abzüglich der ersparten 
Aufwendungen zu leisten. Die ersparten Aufwendungen sind mit 30 Prozent des Honorars für jene 
Leistungen, die der Auftragnehmer bis zum Tage der Beendigung des Vertragsverhältnisses noch nicht 

erbracht hat, pauschaliert vereinbart.  
 

10.5 Im Falle der Nichtzahlung von Zwischenabrechnungen ist der Auftragnehmer 
(Unternehmensberater) von seiner Verpflichtung, weitere Leistungen zu erbringen, befreit. Die 

Geltendmachung weiterer aus der Nichtzahlung resultierender Ansprüche wird dadurch aber nicht 
berührt. 
 

11. Elektronische Rechnungslegung 
 

11.1 Der Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist berechtigt, dem Auftraggeber Rechnungen auch 
in elektronischer Form zu übermitteln. Der Auftraggeber erklärt sich mit der Zusendung von Rechnungen 
in elektronischer Form durch den Auftragnehmer (Unternehmensberater) ausdrücklich einverstanden. 

 
12. Dauer des Vertrages 

 
12.1 Dieser Vertrag endet grundsätzlich mit dem Abschluss des Projekts. 
 

12.2 Der Vertrag kann dessen ungeachtet jederzeit aus wichtigen Gründen von jeder Seite ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden. Als wichtiger Grund ist insbesondere anzusehen, 

 
- wenn ein Vertragspartner wesentliche Vertragsverpflichtungen verletzt oder  

- wenn ein Vertragspartner nach Eröffnung eines Insolvenzverfahrens in Zahlungsverzug gerät. 
- wenn berechtigte Bedenken hinsichtlich der Bonität eines Vertragspartners, über den kein 
Insolvenzverfahren eröffnet ist, bestehen und dieser auf Begehren des Auftragnehmers weder 

Vorauszahlungen leistet noch vor Leistung des Auftragnehmers eine taugliche Sicherheit leistet und die 
schlechten Vermögensverhältnisse dem anderen Vertragspartner bei Vertragsabschluss nicht bekannt 

waren. 
 
13. Schlussbestimmungen 

 
13.1 Die Vertragsparteien bestätigen, alle Angaben im Vertrag gewissenhaft und wahrheitsgetreu 

gemacht zu haben und verpflichten sich, allfällige Änderungen wechselseitig umgehend bekannt zu 
geben. 
 

13.2 Änderungen des Vertrages und dieser AGB bedürfen der Schriftform; ebenso ein Abgehen von 
diesem Formerfordernis. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

 
13.3 Auf diesen Vertrag ist materielles österreichisches Recht unter Ausschluss der 

Verweisungsnormen des internationalen Privatrechts anwendbar. Erfüllungsort ist der Ort der 
beruflichen Niederlassung des Auftragnehmers (Unternehmensberaters). Für Streitigkeiten ist das 
Gericht am Unternehmensort des Auftragnehmers (Unternehmens-beraters) zuständig.  

 
 

Der Fachverband Unternehmensberatung und Informationstechnologie empfiehlt als 
wirtschaftsfreundliches Mittel der Streitschlichtung nachfolgende Mediationsklausel: 
 

(1) Für den Fall von Streitigkeiten aus diesem Vertrag, die nicht einvernehmlich geregelt werden 
können, vereinbaren die Vertragsparteien einvernehmlich zur außergerichtlichen Beilegung des 

Konfliktes eingetragene Mediatoren (ZivMediatG) mit dem Schwerpunkt WirtschaftsMediation aus der 
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Liste des Justizministeriums beizuziehen. Sollte über die Auswahl der WirtschaftsMediatoren oder 

inhaltlich kein Einvernehmen hergestellt werden 
können, werden frühestens ein Monat ab Scheitern der Verhandlungen 

rechtliche Schritte eingeleitet. 
 
 (2) Im Falle einer nicht zustande gekommenen oder abgebrochenen Mediation, gilt in einem allfällig 

eingeleiteten Gerichtsverfahren österreichisches Recht. 
Sämtliche aufgrund einer vorherigen Mediation angelaufenen notwendigen Aufwendungen, 

insbesondere auch jene für eine(n) beigezogene(n) RechtsberaterIn, können vereinbarungsgemäß in 
einem Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren als „vorprozessuale Kosten“ geltend gemacht werden. 
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Die vorliegenden AGB sind lediglich als Mustervorlage für die Gestaltung von AGB zu verstehen. Die 

enthaltenen Bestimmungen sind Vorschläge, von denen im Einzelfall abgewichen werden kann. Wird in 
einem konkreten Vertrag Abweichendes vereinbart, ist es zur Vermeidung von Missverständnissen 

grundsätzlich hilfreich, dezidiert darauf hinzuweisen, welche Bestimmung der AGB die vertragliche 
Vereinbarung konkret abändert (z.B.: „diese Regelung ersetzte Punkt x. der AGB“). Die Verwendung 
des Musters kann die begleitende Konsultation eines rechtskundigen Beraters nicht ersetzen. Folgende 

Anmerkungen sind zu beachten: 

 

ad 1. (Allgemeine Grundlagen / Geltungsbereich) 

Grundsätzlich gehen vertragliche Vereinbarungen den in AGB enthaltenen Bestimmungen vor. Darüber 

hinaus werden AGB nur dann Vertragsinhalt, wenn dies (nachweislich) – am besten schriftlich – 
vereinbart wird. Gleichzeitig (vor Vertragsabschluss) müssen die AGB dem Auftraggeber übermittelt 
werden. Die Übermittlung der AGB nach Vertragsabschluss auf Rechnungen, Lieferscheinen oder 

dergleichen ist grundsätzlich wirkungslos. Nachteilige, ungewöhnliche und überraschende Klauseln in 
AGB, also Klauseln mit denen der Auftraggeber nach den Begleitumständen des Vertrages und dem 

Erscheinungsbild der Urkunde nicht zu rechnen braucht, werden nicht Vertragsinhalt, es sei denn, der 
Auftraggeber wurde ausdrücklich (nachweislich) darauf hingewiesen. Gewerbetreibende, die 
regelmäßig AGB verwenden, haben die AGB in den dem Kundenverkehr dienenden Räumlichkeiten 

auszuhängen. 

 

Verweisen Auftraggeber und Auftragnehmer jeweils auf die Geltung ihrer AGB, so liegt Dissens vor, 
soweit sich die AGB widersprechen; dies grundsätzlich ungeachtet der in Punkt 1.3 enthaltenen Klausel. 

Meist wird der Vertrag dennoch zu Stande kommen, da sich die Vertragspartner über die wesentlichen 
Punkte des Vertrages (in der Regel: Leistung und Preis) einig sind/waren; lediglich die einander 

widersprechenden Klauseln gelten nicht (Teilungültigkeit). Die nicht vom Vertrag geregelten Punkte sind 
dann durch gesetzliche Bestimmungen oder ergänzende Auslegung zu ermitteln. Um die Geltung der 
AGB für den Streitfall soweit wie möglich zu sichern, ist in den AGB dennoch die „Abwehrklausel“ gemäß 

Punkt 1.3 enthalten. 

 

ad 2. (Umfang des Beratungsauftrages / Stellvertretung) 

Dem Wesen des Werkvertrages entsprechend steht es dem Auftragnehmer zu, sich bei der Herstellung 

des Werkes durch andere selbständige Dritte vertreten zu lassen. Davon zu unterscheiden ist die 
Heranziehung von – dem Auftragnehmer ohnehin zuzurechnenden – eigenen Hilfspersonen (etwa 
Angestellte des Auftragnehmers). 

 

ad 6. (Schutz des geistigen Eigentums) 

Der Werkvertrag enthält eine ausführliche Regelung der Urheberrechte (Werknutzungsrechte). 
Demnach verbleiben die Urheberrechte beim Auftragnehmer. 

 

ad 7. (Gewährleistung) 

Die Gewährleistungsfrist ist auf sechs Monate eingeschränkt. Der Auftragnehmer hat primär die 

mangelhafte Leistung zu verbessern; erst danach besteht ein Anspruch des Auftraggebers auf 
Minderung des Preises und/oder Wandlung („Rückabwicklung des Vertrages“). Die gesetzliche 
Gewährleistungsfrist beträgt zwei Jahre; es ist jedoch möglich, diese – abgesehen von Geschäften mit 

Verbrauchern – zu verkürzen. 
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ad 8. (Haftung / Schadenersatz) 

Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber abgesehen von Personenschäden nur für grobes 

Verschulden.  

 

ad 9. (Geheimhaltung / Datenschutz) 

Der Auftragnehmer ist zur umfassenden Verschwiegenheit über alle ihm zur Kenntnis gelangenden 

Angelegenheiten verpflichtet. Bei Weitergabe von Aufgaben des Auftragnehmers an Dritte sind diese 
von der Verschwiegenheitsverpflichtung des Auftragnehmers ausgenommen, der Auftragnehmer hat 
die Verschwiegenheitsverpflichtung jedoch auf diese Dritten zu überbinden. 

 

ad 10. (Honorar) 

Das mit dem Auftragnehmer vereinbarte Honorar ist in den Vertrag aufzunehmen. Das Honorar ist mit 
Rechnungslegung durch den Auftragnehmer fällig. Anfallende Barauslagen und Spesen sind gegen 
Rechnungslegung vom Auftraggeber zusätzlich zu ersetzen. 

 

ad 11. (Elektronische Rechnungslegung) 

Eine der rechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit der elektronischen Rechnungslegung durch 
den Auftragnehmer (Unternehmensberater) ist die Zustimmung durch den Rechnungsempfänger 
(Auftraggeber). 

 

 
 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 
 

 



 
18 

 

 

 
 

 

 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 

ACQM 
Agency for Quality in Metal 

Qualität durch Leistung und Zuverlässigkeit 
 

Bergwerkstraße 89 
D- 83471 Berchtesgaden 

E-Mail: info@acqm.de 

http://www.acqm.de 
  

 

 

Gerneral Terms and Conditions 

ACQM 

for Management Consultants 

 

Stand: 23.12.2020 



 
19 

 

1. General Terms and Conditions / Scope 

 

1.1  All legal transactions between the Principal and the Agent (Management Consultant) shall be 
subject to these General Terms and Conditions exclusively. The version valid at the time the Contract 

is concluded shall be applicable. 
 

1.2  These General Terms and Conditions shall also apply to any future contractual relationships 

even if these General Terms and Conditions are not expressly referred to in collateral contracts. 

 
1.3  Any conflicting General Terms and Conditions on the part of the Principal shall be invalid 

unless they have been explicitly accepted in writing by the Agent (Management Consultant). 
 

1.4  If any provision of these General Terms and Conditions is or becomes invalid, the other 
provisions and any contracts concluded pursuant to these provisions shall not be affected thereby. 

The invalid provision shall be replaced by a provision which best corresponds to the intention and 
economic purpose of the invalid provision. 

 

2. Scope of Consulting Assignments / Representation 
 

2.1  The scope of each particular consulting assignment shall be individually agreed by 

contract. 

 

2.2  The Agent (Management Consultant) shall be entitled to subcontract, in whole or in 

part, the services for which the Agent is responsible to third parties. Payment of said third 

parties shall be effected exclusively by the Agent (Management Consultant). No contractual 
relationship of any kind shall exist between the Principal and said third party. 

 

2.3  During the validity of this Contract and for a period of three years after termination 

thereof, the Principal shall agree not to enter into any kind of business transactions with 

persons or organisations the Agent (Management Consultant) employs to perform the 

Agent’s contractual duties. In particular, the Principal shall not employ said persons or 

organisations to render consulting services the same or similar to those offered by the 

Agent (Management Consultant). 

 

3. Principal’s Obligation to Provide Information / Declaration of Completeness 

 

3.1  The Principal shall ensure that during the performance of the consulting 

assignment, organisational conditions in the Principal’s place of business allow the 

consulting process to proceed in a timely and undisturbed manner. 

 

3.2  The Principal shall also inform the Agent (Management Consultant) in detail about 
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previously conducted and/or currently active consulting projects, including those in other 

areas of competency. 

 
3.3  The Principal shall, in a timely manner and without special request on the part of 

the Agent, provide the Agent (Management Consultant) with all documents necessary to 

fulfil and perform the consulting assignment and shall inform the Agent of all activities and 

conditions pertinent to the performance of the consulting assignment. This includes all 

documents, activities and conditions that become known or available during the 

performance of the consulting assignment. 

 

3.4  The Principal shall ensure that all employees as well as any employee 

representation (works council) provided by law, if established, are informed of the Agent’s 

consulting activities prior to the commencement of the assignment. 
 

4. Maintenance of Independence 
 

4.1  The contracting parties shall be committed to mutual loyalty. 
 

4.2  The contracting parties shall be obligated to take all necessary measures to ensure 

that the independence of all persons working for the Agent (Management Consultant) 

and/or of any third parties employed by the Agent is not jeopardized. This applies 

particularly to any employment offers made by the Principal or the acceptance of 

assignments on their own account. 
 

5. Reporting / Obligation to Report 

 

5.1  The Agent (Management Consultant) shall be obligated to report to the Principal on 

the progress of services performed by persons working for the Agent and/or any third 

parties employed by the Agent. 
 

5.2  The Agent (Management Consultant) shall deliver the final report in a timely 

manner, i.e. depending on the type of assignment, two to four weeks after completion of 

the assignment. 
 

5.3  The Agent (Management Consultant) shall not be bound by directives while 

performing the agreed service and shall be free to act at the Agent’s discretion and under 

the Agent’s own responsibility. The Agent shall not be required to work in a particular 
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place or to keep particular working hours. 

 

6. Protection of Intellectual Property 
 

6.1  The Agent (Management Consultant) shall retain all copyrights to any work done by 

the Agent and/or by persons working for the Agent and/or by third parties employed by 

the Agent (including but not limited to tenders, reports, analyses, expert opinions, 

organization charts, programmes, performance descriptions, drafts, calculations, drawings, 

data media, etc.). During the contract period and after termination thereof, the Principal 

may use these materials exclusively for the purposes described under the Contract. 

Therefore, the Principal shall not be entitled to copy or distribute these materials without 

the explicit consent of the Agent (Management Consultant). 
 

6.2  Any violation of this provision by the Principal shall entitle the Agent (Management 

Consultant) to prematurely terminate the Contract and to enforce other legal claims, in 

particular for restraint and/or damages. 

 

7. Warranties 
 

7.1  The Agent (Management Consultant) shall be entitled and obligated, regardless of 

fault, to correct any errors and/or inaccuracies in the Agent’s work which have become 

known subsequently. The Agent shall immediately inform the Principal thereof. 

 

7.2  This right of the Principal expires six months after completion of the respective 

service. 

 

8. Liability / Damages 
 

8.1  The Agent (Management Consultant) shall be liable to the Principal for damages - 

with the exception of personal injury – only to the extent that these are the result of 

serious fault (intention or gross negligence). Correspondingly, this also applies to damages 

resulting from third parties employed by the Agent. 
 

8.2     Any claim for damages on the part of the Principal may only be enforced by law 

within six months after those entitled to assert a claim have gained knowledge of the 

damage and the liable party, but not later than three years after the incident upon which 
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the claim is based. 

 

8.3  The Principal shall furnish evidence of the Agent’s fault. 
 

8.4  If the Agent (Management Consultant) performs the required services with the help 

of third parties, any warranty claims and claims for damages which arise against the third 

party shall be passed on to the Principal. In this case, the Principal shall primarily refer to 

the third party. 
 

9. Confidentiality / Data Protection 

 

9.1  The Agent (Management Consultant) shall be obligated to maintain complete 

confidentiality concerning all business matters made known to the Agent in the course of 

services performed, especially trade and company secrets and any other information 

concerning type and/or scope of business and/or practical activities of the Principal. 
 

9.2     Furthermore, the Agent (Management Consultant) shall be obligated to maintain 

complete confidentiality towards third parties concerning the content of the work 

completed, as well as any information and conditions that contributed to the completion 

of the work, particularly concerning data on the Principal’s clients. 

 
9.3         The Agent (Management Consultant) shall not be obligated to maintain 

confidentiality towards any person working for the Agent or representatives of the Agent. 

The Agent is required to obligate such persons to maintain complete confidentiality and 

shall be liable for any violation of confidentiality on their part in the same way as if the 

Agent had breached confidentiality. 

 

9.4     The obligation to maintain confidentiality shall persist indefinitely even after 

termination of this Contract - with the exception of any duty to give evidence. 

 
9.5     The Agent (Management Consultant) shall be entitled to use any personal data 

entrusted to the Agent for the purposes of the services performed. The Agent 

(Management Consultant) shall guarantee the Principal that all necessary measures will be 

taken, especially those regarding data protection laws, e.g. that declarations of consent 

are obtained from the persons involved. 
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10. Remuneration 

 

10.1  After completion of the services agreed upon, the Agent (Management Consultant) 

shall receive remuneration agreed upon in advance between the Agent (Management 

Consultant) and the Principal. The Agent (Management Consultant) shall be entitled to 

render intermediate accounts and to demand payment on account as required by the 

progress of the work. Remuneration shall be due and payable immediately after rendering 

accounts by the Agent. 

 

10.2  The Agent (Management Consultant) shall render accounts which entitle to deduct 

input tax and contain all elements required by law. 

 
10.3  Any cash expenditures, expenses, travel expenses, etc. shall be reimbursed to the 

Agent (Management Consultant) by the Principal separately, upon submission of the 

appropriate receipts. 

 

10.4  In the event that the work agreed upon is not completed due to reasons on the part 

of the Principal, or due to a premature termination of contract by the Agent (Management 

Consultant) for cause, the Agent (Management Consultant) shall be entitled to claim 

payment in full of the remuneration agreed upon in advance, less expenses not incurred. In 

the event that an hourly fee had been agreed upon, the Principal shall pay for the number 

of hours expected to be required for the entire contracted assignment, less expenses not 

incurred. Expenses not incurred shall be calculated as a lump sum consisting of 30% of the 

fee required for those services that the Agent did not perform by the date of termination 

of the agreement. 

 

10.5  In the event that intermediate invoices are not paid, the Agent (Management 

Consultant) shall be released from the Agent’s commitment to provide further services. 

This shall not apply to any further claims resulting from default of payment. 

 

11. Electronic Invoicing 

 

11.1  The Agent (Management Consultant) shall be entitled to transmit invoices 

electronically. The Principal agrees explicitly to accept invoices transmitted electronically 

by the Agent (Management Consultant). 
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12. Duration of the Agreement 

 
12.1  This Contract terminates with the completion of the project. 

 

12.2  Apart from this, this Contract may be terminated for good cause by either party at 

any time without notice. Grounds for premature termination include the following: 

 

- one party breaches major provisions of the Contract 

- one party is in delay with the payments after the beginning of insolvency proceedings  

- legitimate concerns exist regarding the Principal's credit standing, even though insolvency proceedings 

have not been opened, the Principal fails to make an advance payment or to furnish suitable security at 
the Agent's (Management Consultant’s) request and the Agent (Management Consultant) didn’t know 
about the Principal’s bad financial situation when the contract was concluded. 

 

13. Final Provisions 

 
13.1  The contracting parties declare that all information contained herein is accurate 

and made in good conscience. They shall be mutually obligated to immediately inform the 

other party of any changes. 

 

13.2  Modifications of and amendments to this Contract or these General Terms and 

Conditions shall be made in writing. This shall also apply to a waiver of this requirement in 

written form. 
 

13.3  This Contract is governed by the substantive law of the Republic of Austria 

excluding the conflict-of-law rules of international private law. Place of fulfilment is the 

registered business establishment of the Agent (Management Consultant). Jurisdiction in 

all disputes is the court in the place where the Agent (Management Consultant) is based. 

 

 

Berchtesgaden den,  23.12.2020 
 
ACQM GmbH 

Bergwerkstraße 89 
D83471 Berchtesgaden 


